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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Den Antrag einer Minderheit der RK-NR – im Rahmen der Umsetzung einer
parlamentarischen Initiative Lang (al, ZG) – Art. 293 StGB betreffend die
Veröffentlichung amtlicher geheimer Verhandlungen zu streichen, unterstützte im
Nationalrat in der Frühjahrssession 2017 einzig die SP-Fraktion. Die SP-Vertreterinnen
und -Vertreter hatten argumentiert, dass eine Streichung des Artikels die
Medienfreiheit stärken würde. Alle anderen Fraktionen – und damit eine klare
Ratsmehrheit – stellten sich hinter den Vorschlag der Kommissionsmehrheit, den
Artikel bloss abzuändern und ihn EGMR-konform zu gestalten. Auch Bundesrätin
Simonetta Sommaruga sprach sich inzwischen für den Vorschlag der
Kommissionsmehrheit aus, nachdem der Bundesrat in seiner Stellungnahme vom
September 2019 noch keine klare Position bezogen hatte. In der Gesamtabstimmung
nahm der Nationalrat die Vorlage einstimmig bei einer Enthaltung an.
Kontroverser diskutiert wurde das Geschäft in der Sommersession im Ständerat. Ein
Antrag der Minderheit um Ständerat Jositsch (sp, ZH) zur Streichung des Artikels blieb
aber ebenso erfolglos (abgelehnt mit 29 zu 15 Stimmen) wie der Versuch vonseiten SVP
und FDP, die Vorlage in der Gesamtabstimmung noch zu kippen (angenommen mit 32
zu 11 Stimmen bei 1 Enthaltung).
In den Schlussabstimmungen verabschiedeten der Nationalrat einstimmig und der
Ständerat mit 34 zu 7 Stimmen bei 3 Enthaltungen den angepassten Art. 293 StGB. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2017
ELIA HEER

Datenschutz und Statistik

Als Erstrat behandelte der Ständerat in der Frühjahrssession das vom Bundesrat 1988
vorgelegte Datenschutzgesetz. Er schloss sich dabei mehrheitlich den Vorschlägen
seiner Kommission an. Insbesondere hielt er an der vom Bundesrat gewählten
Konzeption eines Einheitsgesetzes fest, welches sowohl für die Bundesorgane als auch
für Private Geltung hat. Auf die Begehren der Zeitungsverleger und der
Medienschaffenden, den Bereich der Medien aus dem Geltungsbereich des
Datenschutzgesetzes auszuklammern, trat er nicht ein. Hingegen gestand er den
periodisch erscheinenden Medien zu, bei der Gewährung von Einsichts- und
Berichtigungsrechten einen zeitlichen Aufschub zu verlangen. Damit soll gewährleistet
werden, dass das Datenschutzgesetz nicht zur Verhinderung von Recherchen und
Publikationen verwendet werden kann. Im privatrechtlichen Bereich blieb der Ständerat
auf der relativ wirtschaftsfreundlichen Linie seiner Kommission. So lehnte er zum
Beispiel den Antrag, den Arbeitnehmern Einsicht in ihr Personaldossier einzuräumen,
mit 22:11 Stimmen ab, und er strich auch die Klagelegitimation von Verbänden. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.03.1990
HANS HIRTER

Vor den Beratungen des Nationalrats waren Zeitungsverleger und Journalisten
gemeinsam an die Öffentlichkeit getreten, um gegen den Kommissionsentwurf zu
protestieren. Wenn schon die Medien nicht aus dem Geltungsbereich des
Datenschutzgesetzes ausgeklammert werden sollen, sei es wichtig, das Einsichtsrecht
so weit zu präzisieren, dass es nicht zur Verhinderung von Publikationen eingesetzt
werden könne. Die Gewerkschaften der Medienschaffenden liessen sich auch durch
den Kompromissbeschluss des Nationalrats nicht besänftigen. Sie forderten weiterhin,
dass – wie in Deutschland, Osterreich und den Niederlanden – das Datenschutzgesetz
nicht auf den Medienbereich angewendet werde. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.06.1991
HANS HIRTER

Der Nationalrat befasste sich in der Sommersession als Zweitrat mit dem
Datenschutzgesetz. Nachdem sich alle Fraktionen für Eintreten ausgesprochen hatten,
waren in der Detailberatung im wesentlichen zwei Fragen umstritten: die Anwendung
des Datenschutzes im Medienbereich und die Ausnahmeregelungen für den
Staatsschutz.

Die Kommissionsmehrheit des Nationalrats hatte eine für die Medien restriktivere
Lösung als der Ständerat beantragt, indem sie das Einsichtsrecht in Datensammlungen

ANDERES
DATUM: 21.06.1991
HANS HIRTER
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von Medienschaffenden in der Regel bereits vor dem Zeitpunkt einer Publikation
gewähren wollte. Ausnahmen sollten nur erlaubt werden, wenn "dies zum Schutz der
freien Meinungsbildung des Publikums" notwendig sei. Namentlich die Linke, aber auch
Nationalräte bürgerlicher Parteien sahen in dieser Bestimmung eine Gefahr für die
Pressefreiheit: die Ausnahmeklausel sei derart schwammig, dass sie keine Gewähr
gegen die Behinderung von unliebsamen Recherchen bieten könne. Die mit einem
Ordnungsantrag zur Überarbeitung aufgeforderte Kommission präsentierte in der Folge
eine allseits akzeptierte Lösung. Danach können Medien und Medienschaffende die
Einsicht in ihre Datensammlungen einschränken, wenn die Daten Aufschluss über die
Informationsquellen oder Einblick in Entwürfe für eine Publikation geben sowie wenn
dadurch die freie Meinungsbildung des Publikums gefährdet würde. Medienschaffende
sind zudem auch nicht zur vollständigen Offenlegung verpflichtet, wenn die Datei
ausschliesslich als persönliches Arbeitsinstrument dient.

In der Frage der Ausnahmeregelung für die Dateien der Staatsschutzorgane wurde ein
Streichungsantrag Rechsteiner (sp, SG) abgelehnt. Dieser hatte vergeblich damit
argumentiert, dass es nicht angehe, Ausnahmen zu gestatten, bevor überhaupt in einem
Staatsschutzgesetz genau geregelt sei, welche Daten erhoben werden dürften. Die
Ratsmehrheit entschied sich – im Sinne einer auf fünf Jahre befristeten
Übergangslösung bis zum Inkrafttreten eines Staatsschutzgesetzes – für eine Fassung,
welche festlegt, dass das Datenschutzgesetz nicht auf personenbezogene
Datensammlungen angewendet wird, die zur Bekämpfung des Terrorismus, der
Spionage, des gewalttätigen Extremismus und des organisierten Verbrechens dienen.

Im Verfahrensbereich beschloss der Rat auf Antrag seiner Kommissionsmehrheit, die
von der Ständekammer gestrichene Klagelegitimation des Datenschutzbeauftragten
wieder einzuführen. Das ebenfalls von der Kommission beantragte Verbandsklagerecht
lehnte der Rat hingegen ab. 4

Im September 2013 wurde bekannt, dass in zwei ehemaligen Rechenzentren der
Swisscom Backup-Tapes mit grossen Datenmengen entwendet worden waren. Die
Swisscom bemerkte den Diebstahl erst nach einer Anfrage der NZZ, welcher die Daten
von einem Unbekannten zugespielt worden waren. Die Telecom-Anbieterin reichte
daraufhin bei der Staatsanwaltschaft Bern-Mittelland eine Strafanzeige gegen
Unbekannt ein und informierte den Eidgenössischen Datenschutzbeauftragten. Im
Dezember wurde das Strafverfahren sistiert. Die Swisscom konnte sich nicht erklären,
wie die Daten entwendet werden konnten. Zwischen der NZZ und der Swisscom
entbrannte ein Streit darüber, ob die Zeitung über den Inhalt der Datenbänder hätte
berichten dürfen. Im Dezember verhinderte die Swisscom die Publikation weiterer
Artikel und erwirkte vom Handelsgericht des Kantons Bern eine superprovisorische
Verfügung gegen weitere Veröffentlichungen. Die NZZ erwog dies anzufechten, weil laut
Experten für Informationsrecht die Daten auf den Bändern niemandem gehörten und
die Swisscom deshalb nicht klageberechtigt sei. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.12.2013
NADJA ACKERMANN

Innere Sicherheit

Mehrfach unter Beschuss geriet Bundesanwältin Carla Del Ponte. So löste eine
Telefonüberwachungsaktion gegen verschiedene Journalisten, welche sie veranlasst
hatte, um Urhebern von Amtsgeheimnisverletzungen auf die Spur zu kommen, heftige
Proteste der Medien aus. Bundesrat Koller verzichtete – mit dem Argument der
Gewaltentrennung – zwar auf Massnahmen gegen die eifrige Beamtin, äusserte aber die
Meinung, dass er solche Aktionen für unverhältnismässig erachte. Umstritten war auch
die Informationspraxis der Bundesanwaltschaft. Der Nationalrat überwies ein Postulat
seiner GPK, welches eine klare Koordination und Abgrenzung zwischen der
Informationstätigkeit der Verwaltung einerseits und der Strafverfolgungsbehörden
andererseits verlangt. 6

POSTULAT
DATUM: 10.10.1997
HANS HIRTER
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

In der Sommersession 2018 eröffneten die APK-NR und APK-SR neuerlich beiden Räten
den Bericht der Delegation bei der Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie
(APF) zur Kenntnisnahme und auch in diesem Jahr kamen die Räte dieser Bitte
diskussionslos nach.
In Vertretung der Ständeratskommission führte Christian Levrat (sp, FR) seine
Erläuterungen – im Wissen um die wiederkehrenden Diskussionen um den Nutzen der
APF – mit der Hervorhebung der besonderen politischen, wirtschaftlichen und
kulturellen Anziehungskraft dieser Organisation an. So habe sie sich seit Anfang der
90er Jahre erheblich um Länder aus Mittel- und Osteuropa, Asien und dem Nahen
Osten erweitert und biete den meisten Mitgliedsstaaten ein nützliches Tor
insbesondere zur afrikanischen Politik. Gerade der afrikanische Kontinent ist auch im
Themenfokus der Schweizer Delegation stark repräsentiert, wie sich aus den
verschiedenen Tätigkeitsfeldern schliessen lässt. Nicht zuletzt am wichtigsten
Organisationsanlass, der Jahrestagung, die im Berichtsjahr zum 50.
Organisationsjubiläum unter dem Motto «Diversité linguistique, diversité culturelle,
identité(s)» vom 06.–11. Juli in Luxemburg stattfand, referierten und konsolidierten die
Schweizer Abgeordneten ihre thematischen Schwerpunkte: Prävention von
gewalttätigem Extremismus und Radikalisierung, Abschaffung der Todesstrafe im
frankophonen Raum, Schutz der Mehrsprachigkeit, Bekämpfung des
grenzüberschreitenden Handels mit Frauen und Kindern sowie Schutz der persönlichen
Daten im frankophonen Raum. Besonders die drei erstgenannten Punkte seien im
Berichtsjahr von grosser Bedeutung gewesen, wie Levrat betonte. Im Rahmen der
Frankophonie habe man sich an internationalen Diskussionen über die Reaktion auf den
Terrorismus beteiligt und habe hierbei versucht, weg von der Methode der
Kriminalisierung von Terroristen, hin zu einem ganzheitlichen Ansatz mit spezifischen
präventiven Elementen überzugehen. Diese könnten Massnahmen zur Stärkung der
Menschenrechte beinhalten oder auf die Stärkung von Entwicklungsprogrammen in
fragilen Kontexten ausgerichtet sein. Auf Anregung von Ständerätin Anne Seydoux-
Christ (cvp, JU) habe man auch besondere Bestrebungen zur Abschaffung der
Todesstrafe im frankophonen Raum forciert. Derzeit sei die Todesstrafe in 55 der 79
Mitgliedsstaaten der Frankophonie abgeschafft und in 14 weiteren Staaten zwar noch
gesetzlich verankert, aber seit mindestens zehn Jahren nicht mehr angewendet
worden. Trotz grosser Fortschritte in diesem Bereich blieben noch immer einige
«dunkle Flecken» und die Parlamentarierinnen und Parlamentarier, insbesondere aus
dem Umfeld solcher Staaten, spielten eine wichtige Rolle im Fortschritt zur
Abschaffung der Todesstrafe. Hinsichtlich des Schutzes der Mehrsprachigkeit habe
Nationalrat Reynard (sp, VS) im Rahmen der Jahrestagung den Fokus auf die
verschiedenen Kulturräume, die mit den vier Landessprachen und den Sprachen der
Einwanderinnen und Einwanderer entstünden und die die Besonderheit der Schweizer
Mehrsprachigkeit ausmachten, sowie auf die Tatsache, dass mehr als die Hälfte der
Schweizerinnen und Schweizer regelmässig zwei Sprachen gebrauchten, gesetzt. Die
Mehrsprachigkeit sei ein Willensakt und müsse gepflegt und weiterentwickelt werden,
wie Reynard auch im Bericht paraphrasiert wurde. Auch wenn die Minderheitssprache
Französisch in der Schweiz aufgrund rechtlicher Grundlagen geschützt sei, müsse die
französischsprachige Minderheit regelmässig für ihre Gleichbehandlung einstehen;
nicht zuletzt auch, weil die Hegemonie des Englischen im Bereich der Wissenschaft und
Forschung im grossen Gegensatz zur Mehrsprachigkeit stehe.
Nebst den internationalen Verhandlungen setzte sich die Delegation im Berichtsjahr
auch mit internen Themen auseinander wie beispielsweise der Festlegung der Werte
und Positionen der Frankophonie, der Zusammenarbeit zwischen Bildungsinstitutionen
der Frankophonie und Schweizer Hochschulen, der Unabhängigkeit der Medien im
frankophonen Afrika oder der Aktivität der Schweiz zur Unterstützung der
Berufsbildung in den Ländern des Südens. Der Bericht schliesst mit der Erkenntnis,
dass die APF eine wichtige Kontaktstelle zur Bundesversammlung darstelle und
insbesondere im Dialog mit den afrikanischen Vertreterinnen und Vertretern von
höchster Bedeutung sei – nicht zuletzt auch, weil Afrika als Ganzes längerfristig immer
mehr an Bedeutung in der Organisation gewinnen werde. 7

BERICHT
DATUM: 14.06.2018
MELIKE GÖKCE
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Medien

Medien

Jahresrückblick 2019: Medien

Medienfragen wurden 2019 verglichen mit den Jahren zuvor sowohl medial als auch im
Parlament eher selten diskutiert. Nach dem Peak im Jahr 2018 mit der No-Billag-
Initiative standen 2019 vor allem der Umzug des SRG-Radiostudios von Bern nach
Zürich und eines Grossteils des Fernsehens von Genf nach Lausanne sowie das neue
Gesetz über elektronische Medien im Mittelpunkt des Interesses. 

Nachdem sich der SRG-Verwaltungsrat im September 2019 für den Umzug eines Teils
des SRG-Radiostudios und seiner Mitarbeitenden von Bern nach Zürich entschieden
und die SRG überdies angekündigt hatte, dass Ähnliches womöglich auch der
Fernsehproduktion in Genf drohe, hatten vier Parteipräsidenten sowie ein
Vizepräsident (Pfister, cvp, ZG; Rytz, gp, BE; Landolt, bdp, GL; Rösti, svp, BE; Jans, sp,
BS) im Nationalrat und ein in dieser Frage sehr engagierter Beat Vonlanthen (cvp, FR) im
Ständerat gleichlautende parlamentarische Initiativen eingereicht, mit denen der SRG
ihre Produktionsstandorte ausdrücklich vorgeschrieben werden sollten. Nach den
ablehnenden Entscheiden der beiden Kommissionen zeigte sich bei der Behandlung
der entsprechende Initiative von Beat Vonlanthen im Ständerat schnell, dass sie auch
dort chancenlos sein würde. Um eine Niederlage zu verhindern, zog der Initiant seine
Initiative vor der Abstimmung zurück. Ganz anders sah die Situation eine Woche später
im Nationalrat aus: Mit 120 zu 54 Stimmen (bei 10 Enthaltungen) gab der Nationalrat den
fünf nationalrätlichen Vorstössen Folge. Im Anschluss daran gab der SRG-
Verwaltungsrat bekannt, das Zügelprojekt durch eine gesamthafte Audiostrategie zu
ersetzen. Ein Teil des Umzugs würde dadurch verhindert, rund 80 Arbeitsplätze würden
aber dennoch nach Zürich verlegt. Medien und Politik zeigten sich unschlüssig darüber,
ob diese Nachricht als grosses Entgegenkommen der SRG oder als «halbherziges, dem
politischen Druck geschuldetes Bekenntnis», wie es Martin Landolt ausdrückte,
verstanden werden soll. Dennoch verzichtete der Ständerat im September
stillschweigend darauf, den Initiativen sowie einer Standesinitiative des Kantons Genf
(Kt.Iv. 19.306) mit einem ähnlichen Anliegen Folge zu geben. 

Neben der Umzugsfrage drohte der SRG 2019 weiteres Ungemach aus dem Parlament:
So standen einige Vorlagen im Raum, die die RTVG-Abgabe für Unternehmen und damit
einen Teil der Einnahmen der SRG streichen wollten. Im Mittelpunkt stand die
parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH; Pa.Iv. 18.405), welcher der Nationalrat im
September Folge gab. Da Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Unternehmen bereits
privat die Empfangsgebühr zu entrichten hätten, stelle die Unternehmensabgabe eine
Doppelbelastung dar, hatte zuvor die KVF-NR in ihrer Empfehlung für Folge geben
erklärt. In der Wintersession stimmte der Ständerat jedoch auf Antrag seiner KVF-SR
dem Folgegeben des Nationalrats nicht zu. Die von den Stimmbürgern 2015 bestätigte
Regelung sei erst Anfang 2019 in Kraft getreten und solle nun zuerst einmal beurteilt
werden. Zudem würden die SRG und die privaten Radio- und Fernsehstationen bei
Umsetzung der Initiative deutlich weniger Geld erhalten als bisher. 
Bereits vor der anfänglichen Zustimmung zum Vorschlag von Gregor Rutz im Nationalrat
hatte sich der Ständerat jedoch einverstanden gezeigt, im Rahmen eines Postulats
Abate (fdp, TI; Po. 19.3235) Alternativen zur Methode der heutigen umsatzabhängigen
Berechnung der Radio- und Fernsehabgabe für Unternehmen prüfen zu lassen. Zur
Verhinderung von Doppelzählungen des Umsatzes von Arbeitsgemeinschaften, Holdings
und dauerhaft miteinander verbundenen Unternehmen bei der Festlegung der Höhe
der Abgabe gaben die beiden Kommissionen zudem einer parlamentarische Initiative
Wicki (fdp, NW; Pa. Iv. 19.413) Folge. Anfang Dezember entschied überdies das
Bundesverwaltungsgericht, dass die lediglich sechs Tarifstufen für die Festlegung der
Unternehmensabgabe verfassungswidrig seien. Aufgrund der Rechtssicherheit sei die
aktuelle Regelung bis zum Erlass einer neuen aber weiterhin anzuwenden. 

Die Frage, wer zukünftig von der RTVG-Abgabe profitieren soll, wurde im Rahmen des
neuen Gesetzes über elektronische Medien diskutiert. Dieses war von Bundesrätin
Leuthard im Juni 2019 in die Vernehmlassung gegeben worden, wo es auf breite Kritik
stiess. Simonetta Sommaruga, die 2019 das UVEK und somit auch dieses Dossier von
Doris Leuthard übernahm, entschied schliesslich nach langen Diskussionen und
Spekulationen über die Zukunft des Gesetzes, dieses nicht weiterzuverfolgen und
stattdessen einzelne Probleme mithilfe eines Massnahmenpakets punktuell anzugehen.
Neu sollen auch Onlineportale mit audio- und audiovisuellen, aber auch mit textlastigen
Beiträgen einen Teil der Radio- und Fernsehabgabe erhalten, sofern sie kostenpflichtig

BERICHT
DATUM: 31.12.2019
ANJA HEIDELBERGER
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sind. Zudem soll die indirekte Presseförderung in Form einer finanziellen Unterstützung
der Postzustellung auf zusätzliche Titel ausgeweitet und erhöht werden – jedoch nur
auf CHF 50 Mio. statt auf CHF 120 Mio., wie vorgängig von den Verlagen gefordert
worden war. 
Dass diese Aufstockung der indirekten Presseförderung die KVF-NR nicht vollständig zu
überzeugen vermochte, zeigte die Annahme der parlamentarischen Initiative Engler
(cvp, GR; Pa.Iv. 18.479) für eine Unterstützung der Presse in der digitalen
Transformation, welche ihre Schwesterkommission bereits vor der Ankündigung des
Bundesrates angenommen hatte. Im Unterschied zur KVF-SR lehnte die nationalrätliche
Kommission gleichzeitig jedoch eine parlamentarische Initiative Savary (sp, VD; Pa.Iv.
18.480) ab, die diese Unterstützung nicht wie die Motion Engler aus allgemeinen Mitteln,
sondern durch einen Teil der Abgabe für Radio und Fernsehen und durch die
Überschüsse aus den Abgabenanteilen finanzieren wollte. Eher zufrieden mit dem
bundesrätlichen Entscheid zum neuen Gesetz über elektronische Medien zeigte sich
Michael Töngi (gp, LU; Pa.Iv. 19.417), der seine parlamentarische Initiative für ein
Fördermodell für die elektronischen Medien mit der Begründung zurückzog, dass das
vom Bundesrat vorgeschlagene Projekt «in die richtige Richtung» gehe. 

Fortschritte gab es in der Frage um die Rückzahlung der zu Unrecht erhobenen
Mehrwertsteuerbeträge. In Reaktion auf einen Bundesgerichtsentscheid vom
November 2018 und eine überwiesene Motion Flückiger-Bäni (svp, AG; Mo. 15.3416)
schickte das UVEK im Frühjahr einen Vorentwurf in die Vernehmlassung, der eine
pauschale Rückvergütung an alle Haushalte in der Höhe von CHF 50 vorsah. Aufgrund
der grossmehrheitlich positiven Stellungnahmen präsentierte der Bundesrat im
November seine Botschaft zuhanden des Parlaments. 8

Radio und Fernsehen

Die hauptsächlichen Problemkreise bei den Beratungen des Radio- und
Fernsehgesetzes – Werbung, Programmaufsicht und Einbezug privater Fernsehanbieter
– standen in direktem Zusammenhang mit den aktuellen Geschehnissen rund um die
SRG: Einerseits hat der Finanzengpass bei der SRG mit der damit verbundenen
Forderung nach einer Gebührenerhöhung auch die Frage einer Lockerung der
Werbevorschriften aufs Tapet gebracht, gleichzeitig aber auch rechtsbürgerliche
Nationalräte mobilisiert, um in einer Interpellation die Forderung nach einer
verstärkten Aufsichtskontrolle über das "linke" Fernsehen im Gegenzug zu einer
Gebührenerhöhung aufzustellen. Andererseits hat die Betriebseinstellung des ersten
privaten Satellitenfernsehens in der Schweiz, European Business Channel, die
Medienwelt in bezug auf ein zukünftiges Zweites Schweizer Fernsehen in Form eines
privaten Kanals stark ernüchtert. Unter anderem aus diesem Grunde wurde die
Diskussion um mögliche Modelle der Zusammenarbeit zwischen SRG und Privaten stark
vorangetrieben. 9

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 26.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Ein Antrag der UBI, der vom EVED eine Änderung der SRG-Konzession verlangte, damit
die SRG über einen UBI-Entscheid künftig nur noch informieren, diesen aber
zumindest auf ihren eigenen Kanälen nicht mehr kommentieren darf, stiess bei der
SRG auf Protest. Ein Kommentierungsverbot verstösst ihrer Meinung nach gegen die
Informations- und Meinungsfreiheit. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.02.1995
EVA MÜLLER

Im Februar 2015 hob der EGMR einen Entscheid des Bundesgerichts auf. Kläger waren
vier SRF-Journalisten, die zuvor vom Zürcher Obergericht aufgrund unzulässigem
Einsatz der versteckten Kamera in der Sendung "Kassensturz" verurteilt worden und
mit ihrem Rekurs beim Bundesgericht abgeblitzt waren. Mit versteckter Kamera hatten
die Medienschaffenden Missstände bei der Beratung durch Versicherungsvertreter
aufgedeckt. Im Unterschied zum Bundesgericht erachtete der EGMR dieses Vorgehen
als legitim. Zudem sei das Gesicht des Versicherungsvertreters unkenntlich gemacht
und seine Stimme verstellt worden. Das Bundesgericht hatte argumentiert, dass die
Aufnahmen nicht notwendig gewesen wären; ein schriftliches Protokoll hätte ebenfalls
gereicht. 11

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 24.02.2015
MARLÈNE GERBER
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Presse

Das Bundesgericht hat die Zulassung von Bundesgerichtsberichterstattern gelockert
und sich damit einem breiteren Kreis von Journalisten geöffnet. Fortan sind für eine
Akkreditierung keine regelmässige Gerichtsberichterstattung oder bestimmte
juristische Qualifikationen mehr vorausgesetzt, sondern lediglich die Eintragung ins
Berufsregister der Medienverbände. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1994
EVA MÜLLER

Eine vom BAKOM in Auftrag gegebene und an der Universität Fribourg durchgeführte
Studie untersuchte die Arbeitsbedingungen und die Berichterstattungsfreiheit von
Journalistinnen und Journalisten. Betreffend Ersterem belegten die Forscher eine
bereits weit verbreitete Einschätzung, nämlich eine leichte Verschlechterung der
Arbeitsbedingungen, was nachweislich auch die Qualität der Medienberichterstattung
beeinträchtige. Mehr potentiellen Nachrichtenwert enthielt der zweite Befund, gemäss
welchem Medienschaffende durch Anzeigekunden in ihrer professionellen Freiheit
eingeschränkt werden. Medienhäuser würden weniger Nachrichten publizieren, die den
Werbekunden schaden könnten, vielmehr würden sie diese gar bewusst positiv
darstellen. Des Weiteren offenbarte die Studie, dass über medienpolitische Fragen
eher stiefmütterlich berichtet werde und wenn, dann häufig in denjenigen Fällen, wo
der eigene Arbeitgeber positiv dastehe. Gemäss der Studie sind Medienschaffende von
Wochenzeitungen und Zeitschriften hier stärker in ihrer journalistischen Freiheit
eingeschränkt als solche, die für Tageszeitungen schreiben. Im Zeitungsarchiv von
Année Politique Suisse fand sich mit dem Bund/Tages-Anzeiger nur ein Gefäss, das
prominent über die Ergebnisse dieser Studie berichtete. Die Studie stützt ihre
Erkenntnisse auf Fokusgruppen und teilstandardisierte Interviews sowie auf eine
Befragung von etwas über 1'100 Mitglieder der Journalistengewerkschaft impressum
(Rücklaufquote 34%). 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.01.2015
MARLÈNE GERBER

Nachdem das Bundesgericht die Verurteilung des sogenannten Kristallnacht-
Twitterers wegen Rassendiskriminierung im November 2015 gestützt hatte, befasste es
sich einen Monat später erneut mit dem Fall, diesmal jedoch aus der Perspektive der
Medienfreiheit. Der sogenannte Kristallnacht-Twitterer, ein ehemaliger SVP-
Lokalpolitiker, hatte seiner Verärgerung ob dem Freispruch des Sekretärs der
Muslimischen Gemeinde Basel, welcher aufgrund der Aussage, es sei "okay", wenn ein
Mann seine Frau mit Schlägen zum Geschlechtsverkehr zwinge, angeklagt worden war,
im Sommer 2012 mit folgendem Tweet Luft gemacht: "Vielleicht brauchen wir wieder
eine Kristallnacht ... diesmal für Moscheen". Ein im Jahr 2014 gefällter Entscheid des
Bezirksgerichts Uster hatte zwei Journalisten der NZZ und des Tages-Anzeigers durch
Androhen einer Ordnungsbusse untersagt, in ihrer Berichterstattung Namen, Alter und
Wohnort des Angeklagten sowie Fotos des Beschuldigten und die Adresse dessen Blogs
zu erwähnen. Nachdem das Obergericht hier bereits korrigierend eingewirkt hatte,
revidierte das Bundesgericht im Dezember 2015 diesen Entscheid vollständig und
gewichtete somit die Medienfreiheit höher als die schutzwürdigen Interessen des
unterdessen Verurteilten. Dazu käme, dass gerade mit einem Internetblog die
Öffentlichkeit ja gesucht werde, weswegen es "schwer nachvollziehbar" sei, dass in der
Berichterstattung gerade auf die Erwähnung des Blogs verzichtet werden müsse. 14

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 02.12.2015
MARLÈNE GERBER

Ebenfalls im Sinne der Presse entschied das Bundesgericht im Juli 2016, indem es zwei
Beschwerden des sogenannten Kristallnacht-Twitterers auf Persönlichkeitsverletzung
in einem Online-Artikel der "Schweiz am Sonntag" und auf der Homepage eines
Rassismus-Experten abwies. Der Kläger und ehemalige SVP-Lokalpolitiker war zuvor
aufgrund seines Tweets, worin er die Meinung äusserte, dass es eventuell wieder eine
Kristallnacht brauche – dieses Mal für Moscheen –, wegen Rassendiskriminierung
verurteilt worden. Das Sonntagsblatt hatte als Reaktion auf den Tweet in einem
Kommentar unter anderem die Ansicht geäussert, dass solche Personen nichts in einer
Partei zu suchen hätten, die sich zu den Grundsätzen der Freiheit und Demokratie
bekenne. Die oberste eidgenössische Gerichtsinstanz kam zum Schluss, dass im
vorliegenden Falle ein öffentliches Interesse zur Berichterstattung bestanden habe, da
Diskussionen zum Islam in der Schweiz zum aktuellen politischen Diskurs gehörten. Und
– wie bereits in zwei im Vorjahr gefällten Urteilen festgehalten – habe der Kläger mit
seinem Tweet die Öffentlichkeit gesucht. Ferner hielt das Bundesgericht fest, dass der
Tweet, welcher in Reaktion auf einen Einzelfall entstanden war, in seiner Klarheit auch
beim Durchschnittsleser keine Zweifel ob dessen Sinn aufkommen lasse und das in der

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 04.07.2016
MARLÈNE GERBER
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"Schweiz am Sonntag" geäusserte Werturteil deswegen nicht zu beanstanden sei. 15

Medienpolitische Grundfragen

Das neu revidierte Bundesgesetz über den unlauteren Wettbewerb (UWG) zeigte
unerwartete Auswirkungen auf die Medienfreiheit. Das Thurgauer Obergericht
verurteilte einen Wirtschaftsjournalisten zu einer Busse, weil sich ein Interviewpartner
negativ über eine bestimmte Nähmaschinenmarke geäussert hatte, ohne dass sich das
kritisierte Unternehmen dazu äussern konnte. Kritiker dieses Urteils befürchten, dass
Journalisten umstrittene Themen aus Angst vor kostspieligen Prozessen in Zukunft gar
nicht mehr aufgreifen werden. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Zum ersten Mal wurde 1991 ein internationaler Tag der Pressefreiheit ausgerufen.
Berufsorganisationen von Medienschaffenden aus aller Welt haben den 20. April zu dem
Tag erklärt, an welchem weltweit die Pressefreiheit als Bestandteil einer
demokratischen Gesellschaft gefordert und gewürdigt werden soll. Laut der
Organisation "Reporters sans frontières" befanden sich im Frühling 1991 mindestens
200 Journalisten aus politischen Gründen in Gefängnissen und im Jahre 1990 haben 41
Journalisten die Aúsübung ihres Berufes mit dem Leben bezahlt. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.04.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Fall "Bernina-Nähmaschinen" hat das Bundesgericht den auf das Bundesgesetz über
den unlauteren Wettbewerb (UWG) abgestützten Entscheid des Thurgauer
Obergerichtes gegen einen Wirtschaftsjournalisten bestätigt. Mit einer Motion verlangte
daraufhin Nationalrat Vollmer (sp, BE) eine Revision des UWG. Diese soll sicherstellen,
dass Medienschaffende in Zukunft nicht mehr für die korrekte Zitierung von allenfalls
geschäftsbeeinträchtigenden Aussagen von Dritten eingeklagt werden können. 18

MOTION
DATUM: 19.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Frage der beruflichen Verantwortung von Medienschaffenden wurde auch
anlässlich des Bekanntwerdens eines Beziehungsgeflechts zwischen Wirtschaft und
Presse aufgeworfen. Die Chefredaktoren der Wirtschaftsmagazine "Bilanz" und "Finanz
und Wirtschaft" hatten von einem Unternehmer und Immobilienhändler Aktien
geschenkt oder zu einem symbolischen Preis erhalten. Diese Geschenke waren zu
grosszügig, um als herkömmliche Gefälligkeiten zu gelten und wurden nach
Bekanntwerden von der Offentlichkeit als Gefährdung der Unabhängigkeit der Presse
betrachtet. Als direkte Reaktion auf diesen Vorfall gab der Presserat des Verbandes der
Schweizer Journalisten Empfehlungen gegen den Filz im Journalismus heraus. Diese
verlangen unter anderem eine Offenlegung der berufsrelevanten
Vermögensverhältnisse der Medienschaffenden gegenüber der Redaktion und verbieten
das Ausnützen von Insiderwissen zum eigenen Vorteil; ebenso sollen Medienschaffende
Wertpapiere von Publikumsgesellschaften, über die sie Bericht erstatten, entweder
abstossen oder nichts über die betreffenden Branchen publizieren. 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.06.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Strafverfahren bezüglich der Ausschreitungen an der Bauerndemonstration vom 9.
Januar in Bern verweigerte die SRG die Herausgabe von nicht gesendetem Rohmaterial
an die Untersuchungsrichterin, welche Fernseh-Bildmaterial als Beweissicherung gegen
gewalttätige Demonstranten verwenden wollte. Der Rechtsdienst der SRG begründete
den Entscheid damit, Journalisten dürften nicht als Hilfspolizisten missbraucht werden.
Eine Beschwerde der SRG gegen die Herausgabeverfügung der Untersuchungsrichterin
wurde vom bernischen Obergericht mit der Begründung abgelehnt, dass noch kein
Zeugnisverweigerungsrecht bestehe. Durch diesen Rechtsstreit hat die SRG dazu
beigetragen, dass das Problem des Fehlens eines derartigen Rechts für
Medienschaffende in einer breiten Öffentlichkeit thematisiert wurde. 20

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 25.09.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Im Kanton Neuenburg wurde die Diskussion um das Zeugnisverweigerungsrecht für
Journalisten neu belebt, als der Chefredaktor der in La Chaux-de-Fonds
erscheinenden Tageszeitung "L'Impartial", Gil Baillod, mit einer Busse belegt wurde. Er
hatte sich geweigert, den kantonalen Justizbehörden die Quelle zu enthüllen, die ihn
mit Informationen über einen Notar, welcher in dubiose Geschäfte verwickelt war,
beliefert hatte. 21

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 02.02.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Strafverfahren betreffend die Ausschreitungen an der Bauerndemonstration vom 9.
Januar 1992 in Bern wurde SRG-Generaldirektor Antonio Riva erstinstanzlich von einem
Berner Untersuchungsrichter wegen Zeugnisverweigerung zu 300 Fr. Busse verurteilt.
Die SRG hatte sich geweigert, unveröffentlichtes Bild-Rohmaterial zwecks Identifikation
gewalttätiger Demonstranten an den Untersuchungsrichter herauszugeben. Im
Rekursverfahren wurde Riva vom Berner Obergericht jedoch freigesprochen. Dieses
gewichtete die Informationspflicht der SRG sowie die Versammlungs- und
Meinungsäusserungsfreiheit stärker als das öffentliche Interesse an der Aufklärung der
strafbaren Handlungen, deren Sachschaden relativ gering war. Der gesamte
Problemkreis der zunehmenden Verrechtlichung der journalistischen Arbeit wurde im
übrigen in einem Podiumsgespräch zum zehnjährigen Bestehen der juristischen
Fachzeitschrift "Plädoyer" erörtert. Dabei strichen Experten heraus, dass
medienrelevante Gesetzesbestimmungen häufig sehr schwammig formuliert seien,
wodurch die Richter in Wirklichkeit gesetzgeberische Funktionen übernehmen würden.
Kritik wurde ausserdem an der Akkreditierung von Gerichtsjournalisten geübt,
insbesondere weil dieselbe Instanz, deren Urteil Gegenstand der
Gerichtsberichterstattung ist, damit über die Sachlichkeit der Darstellung befinden
kann. 22

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 29.09.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nach Informationspannen und Indiskretionen zum aussenpolitischen Bericht des
Bundesrates, die im Wirtschaftsmagazin "Cash" erschienen waren, forderten 80
bürgerliche Nationalräte in einem Postulat unter Federführung Reimanns (svp, AG), dass
Medienschaffende, welche vertrauliche Informationen an die Öffentlichkeit brächten,
mittels Änderung der Akkreditierungsverordnung aus dem Bundeshaus zu verbannen
seien. 23

POSTULAT
DATUM: 18.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nach dem Berner Obergericht hat auch das Bundesgericht den Generaldirektor der
SRG, Antonio Riva, freigesprochen. Riva hatte sich geweigert, ungesendete
Aufzeichnungen vom Bauernkrawall in Bern im Januar 1992 den
Strafuntersuchungsbehörden herauszugeben. Die Lausanner Richter erblickten im
Verhalten der SRG keine Begünstigung der Täter, weil die Medien keine qualifizierte
Rechtspflicht im Sinne einer Obhuts- oder Überwachungspflicht trifft. 24

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 11.04.1994
EVA MÜLLER

Vorzeitig publizierte Informationen von Medienschaffenden hielten die Diskussion über
den Missbrauch vertraulicher Informationen durch die Presse auch im Berichtsjahr
aufrecht. Eine Interpellation Moser (fp, AG) von 1993 verlangte vom Bundesrat eine
Stellungnahme, wie er solche Indiskretionen in Zukunft zu unterbinden gedenkt. Das
nachgeschobene Postulat Reimann (svp, AG) forderte den Bundesrat auf, die in der
Akkreditierungsverordnung vorgesehenen Sanktionen zu ergreifen, wenn
Bundeshausjournalisten bewusst vertrauliche Informationen verbreiten. Insgesamt 80
Abgeordnete haben das Postulat Reimann, 60 die Interpellation Moser unterschrieben.
Gemäss der Stellungnahme des Presserates des Schweizer Verbandes der
Journalistinnen und Journalisten sei in der Schweiz der Bereich dessen, was als geheim
und vertraulich zu gelten habe, nach wie vor viel zu gross; ein ausgedehnter Geheim-
und Vertraulichkeitsbereich fördere die Indiskretionen geradezu. Der Presserat möchte
deshalb anstelle des Geheimhaltungsprinzips mit Öffentlichkeitsvorbehalt das
Öffentlichkeitsprinzip mit Geheimhaltungsvorbehalt in der Bundesverwaltung
einführen. In seiner Antwort auf die Interpellation Moser forderte der Bundesrat vor
allem mehr Disziplin von den Behörden. Laut dem Bundesrat sind Informationen
bewusst und gezielt Journalisten zugespielt worden, er kenne aber keinen einzigen Fall
von Bestechungsversuchen durch Medienschaffende. Ein Entzug der Akkreditierung
würde nur erwogen, wenn ein Journalist eine ihm gegenüber ausdrücklich als nicht zur
Publikation bestimmte Information veröffentlicht. 25

POSTULAT
DATUM: 21.07.1994
EVA MÜLLER
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Ein Artikel über FIS-Waffenkäufe in der Schweiz, der sich auf Ermittlungsakten der
Untersuchungsbehörden stützte, hat die "Sonntags-Zeitung" in Konflikt mit der
Bundesanwaltschaft (BA) gebracht. Durch den Artikel sei nach Ansicht der BA
monatelange Arbeit zunichte gemacht worden, weshalb sie ein Verfahren wegen
Amtsgeheimnisverletzung und Begünstigung gegen Redaktoren der Zeitung eröffnete
sowie eine Hausdurchsuchung anordnete. Die Redaktion hingegen machte öffentliches
Interesse sowie Quellenschutz geltend. Die Medien verurteilten die
Hausdurchsuchungen, angeordnet von Bundesanwältin Carla del Ponte, fast einhellig als
krassen Verstoss gegen die Pressefreiheit, andererseits konnten viele Kritiker auch kein
öffentliches Interesse für den "SZ"-Artikel ausmachen. 26

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 09.12.1994
EVA MÜLLER

Gemäss einem Bundesgerichtsentscheid durfte die Bundesanwaltschaft sichergestellte
Unterlagen der "Sonntagszeitung" einsehen. Diese hatte einen Artikel über FIS-
Waffenkäufe in der Schweiz veröffentlicht, der sich auf Ermittlungsakten der
Untersuchungsbehörden stützte. Damit akzeptierte das Bundesgericht den von der
"SoZ" geltend gemachten Quellenschutz nicht, mit der Begründung, dass die
Bundesanwaltschaft nicht nur gegen Journalisten ermittle, sondern auch wegen
Verletzung des Amtsgeheimnisses durch Bundesbeamte. 27

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 19.01.1995
EVA MÜLLER

Mit 54 zu 32 Stimmen verwarf der Nationalrat ein Postulat Reimann (svp, AG), das die
tatsächliche Durchsetzung des Entzugs der Akkreditierung für Bundeshausjournalisten
forderte, die vertrauliche Informationen missbrauchen. Gemäss dem Postulanten sei
diese in der Akkreditierungsverordnung vorgesehene Sanktion sonst aufzuheben. In
seiner Antwort war der Bundesrat nicht zu einer strengeren Ahndung von
Indiskretionen bereit. Grundsätzlich sei es Sache der Behörden, mit einer aktiven
Informationspolitik Indiskretionen zu verhindern. 28

POSTULAT
DATUM: 26.01.1995
EVA MÜLLER

Weil die Medien zunehmend zur vierten Gewalt in der direkten Demokratie würden,
seien sie im Rahmen der Totalrevision der Bundesverfassung institutionell ins System
der Gewaltentrennung einzubinden. Dies verlangt eine Motion Zbinden (sp, AG), die
von elf Parlamentariern mitunterzeichnet wurde. Gemäss dem Motionär sollen auf diese
Weise wechselseitige Übergriffe und Interessenverflechtungen zwischen Medien und
staatlichen Gewalten verhindert werden. In seiner Antwort schrieb der Bundesrat, dass
die Rolle der Medien keinesfalls mit derjenigen der drei staatlichen Gewalten
gleichgesetzt werden könne. Fragen der Meinungsäusserungs- und Pressefreiheit, wie
auch der zulässigen staatlichen Medienförderung und der Ausbildung zukünftiger
Medienschaffender an den Hochschulen seien im Rahmen der eingeleiteten
Verfassungs-Totalrevision aber zu diskutieren. Die Behandlung der Motion wurde
verschoben. 29

MOTION
DATUM: 24.03.1995
EVA MÜLLER

Vorsorgliche Massnahmen gegen Medienerzeugnisse sollen künftig beim Bundesgericht
angefochten werden können. Eine entsprechende parlamentarische Initiative seiner
Rechtskommission hat der Nationalrat ohne Gegenstimme gutgeheissen. Nach Art. 28c
ZGB kann jemand vom Richter mit Hilfe eines einfachen Gesuchs erwirken, dass die
Publikation von Presseartikeln und Fernsehsendungen ganz oder zum Teil verboten
wird, wenn er glaubhaft macht, dass er in seiner Persönlichkeit verletzt würde. Die
Rechtskommission gelangte zum Schluss, dass solche vorsorglichen Massnahmen
tendenziell zu rasch bewilligt würden. Eine parlamentarische Initiative Poncet (lp, GE),
die zuvor vorgeschlagen hatte, dass die volle Beweislast für Behauptungen über
Verletzungen durch die Medien künftig beim Gesuchsteller alleine liegen solle und
Medienunternehmen bei der Beweisaufnahme nicht mitwirken müssen, wurde
zugunsten des Vorstosses der Rechtskommission zurückgezogen. 30

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.10.1995
EVA MÜLLER

Die Bundesanwaltschaft überwachte im September während mehrerer Wochen
Journalistentelefone der "Sonntags-Blick"-Bundeshausredaktion, um der Indiskretion
eines Beamten auf die Spur zu kommen. Das Vorgehen der Bundesanwaltschaft stiess in
weiten Kreisen auf Kritik. 31

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 29.12.1996
EVA MÜLLER
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Anders als der Nationalrat trat der Ständerat nicht auf eine parlamentarische Initiative
der nationalrätlichen Rechtskommission ein, die vorschlug, dass vorsorglich verfügte
Publikationsverbote künftig beim Bundesgericht angefochten werden können. Aus
Sicht der ständerätlichen Rechtskommission ist die Berufung ans Bundesgericht schon
wegen der Dauer des Verfahrens nicht das geeignete Rechtsmittel, um eine
vorsorgliche Massnahme im Medienbereich zu überprüfen. Dem überlasteten
Bundesgericht solle zudem nicht noch mehr Arbeit aufgebürdet werden.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.1996
EVA MÜLLER

In der Frühlingssession kam die Revision des Medienstraf- und Verfahrensrechts ins
Parlament. Deren Beratung fand unter dem Eindruck von zwei Vorfällen statt. Einerseits
dem Fall Jagmetti: Die "SonntagsZeitung" hatte im Januar aus einer vertraulichen
Lageanalyse über die Forderungen jüdischer Organisationen im Zusammenhang mit den
Holocaust-Geldern von US-Botschafter Carlo Jagmetti zitiert, worauf dieser zurücktrat.
Der Fall Jagmetti führte im bürgerlichen Lager teilweise zu einem Meinungsumschwung
in Richtung Disziplinierung der Medien. Andererseits wurde Ende Februar publik, dass
die Bundesanwaltschaft, nachdem im letzten Jahr ein erster Fall bekannt geworden war,
in zwei weiteren Fällen - bei "Facts" und beim "Bund" - Telefonüberwachungen
vorgenommen hatte, um Indiskretionen in den Reihen der Verwaltung auf die Spur zu
kommen. Die Medienschaffenden reagierten empört.

Der Nationalrat entschied sich als Erstrat für ein restriktives Medienstrafrecht. In der
Kernfrage des Quellenschutzes folgte er dem bundesrätlichen Konzept und entschied,
dass es Sache der Gerichte sein soll, ob das Zeugnisverweigerungsrecht gewährt wird,
oder ob die Interessen der Strafjustiz vorgehen. Ein von der Mehrheit seiner
vorberatenden Rechtskommission und der Ratslinken vorgeschlagenes generelles
Zeugnisverweigerungsrecht für Medienschaffende, das nur unter bestimmten
Voraussetzungen, etwa wenn es um ein schweres Verbrechen geht, aufgehoben werden
könnte, lehnte er mit 84 zu 67 Stimmen ab. Um ein Haar hätte dagegen ein Antrag
Vallender (fdp, AR) auf Streichung Erfolg gehabt; die Votantin argumentierte, dass die
Verfassungsgrundlage für ein Zeugnisverweigerungsrecht fehle. Gegen den Willen des
Bundesrates und der Kommissionsmehrheit lehnte eine bürgerliche Ratsmehrheit mit
74 zu 64 Stimmen ausserdem die Streichung der umstrittenen Strafvorschrift über die
Veröffentlichung amtlich geheimer Verhandlungen ab. Vergeblich wiesen
Bundespräsident Koller und die Linke darauf hin, dass diese Strafnorm bereits heute
keine Wirkung habe und dass der indiskrete Beamte, nicht der Journalist zu bestrafen
sei. Mit 75 zu 49 Stimmen lehnte es der Nationalrat ausserdem ab, die Anwendung des
Gesetzes über den unlauteren Wettbewerb (UWG) in bezug auf Journalisten
aufzuheben. Eine Kommissionsmehrheit hatte vorgeschlagen, das Gesetz auf
Medienschaffende nicht anzuwenden, wenn diese nicht mit Wettbewerbsabsicht
gehandelt haben. Mit 75 zu 37 Stimmen, gegen den Willen der Fraktionen von SP und
GPS, hiess der Rat die Revision schliesslich gut. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.1997
EVA MÜLLER

Im Gegensatz zum Nationalrat und zum Bundesrat erweiterte der Ständerat das
Zeugnisverweigerungsrecht für Medienschaffende. Mit 20 zu 13 Stimmen folgte er
einem Antrag Zimmerli (svp, BE), der ein absolutes Redaktionsgeheimnis festschreiben
wollte, das nur in zwei Situationen durchbrochen werden kann. Erstens, wenn dadurch
eine Person aus einer unmittelbaren Gefahr für Leib und Leben gerettet werden kann,
oder zweitens, wenn ohne das Zeugnis ein Tötungsdelikt oder ein anderes, mit einer
Mindeststrafe von drei Jahren Zuchthaus bedrohtes Verbrechen nicht aufgeklärt
werden kann. Das gilt für zehn Straftatbestände. Bundespräsident Koller bedauerte,
dass mit dieser Regelung neuere Tatbestände wie das organisierte Verbrechen oder
Geldwäscherei nicht abgedeckt wären. In bezug auf die Veröffentlichung von amtlich
geheimen Dokumenten folgte der Ständerat der restriktiven Linie des Nationalrates
und beschloss - jedoch knapp, mit 16 zu 15 Stimmen - dass diese weiterhin strafbar
bleiben soll. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.06.1997
EVA MÜLLER

Diskussionslos überwies der Nationalrat zudem eine Motion seiner Rechtskommission,
die den Bundesrat auffordert, umgehend eine Vorlage für die Revision der
Strafbestimmungen des Bundesgesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) zu
unterbreiten, welche die Grundrechte der Meinungs- und Informationsfreiheit besser
wahrt. 34

MOTION
DATUM: 01.07.1997
EVA MÜLLER
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1995 hatte der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative seiner Rechtskommission
Folge gegeben, wonach vorsorglich verfügte Publikationsverbote gegen
Medienerzeugnisse künftig beim Bundesgericht angefochten werden können. Im letzten
Jahr war der Ständerat auf diese Initiative aber nicht eingetreten. Diesem Entscheid
folgte nun auch der Nationalrat. 35

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.10.1997
EVA MÜLLER

In der Differenzbereinigung fasste der Nationalrat das Zeugnisverweigerungsrecht
wieder etwas enger. Von seiner ursprünglichen Position, die Interessenabwägung
zwischen Quellenschutz und Strafverfolgung dem Ermessen des Richters zu überlassen,
kam er ab und erweiterte auf Anregung von Rolf Engler (cvp, AI) den vom Ständerat
beschlossenen Ausnahmekatalog vom Zeugnisverweigerungsrecht auf 21 Tatbestände.
Neben den Gewaltdelikten listete er abschliessend unter anderem harte Pornographie,
Pädophilie, Geldwäscherei, Korruption und die organisierte Kriminalität auf. Der
Ständerat fügte diesem noch Fälle von schwerem Drogenhandel an, was auch die
Zustimmung des Nationalrates fand. Insgesamt müssen Journalisten ihre Quellen damit
bei 22 Strafrechts-Tatbeständen offenlegen. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.10.1997
EVA MÜLLER

Die beiden Kommissionen zur Vorberatung der Totalrevision der Bundesverfassung
kamen bei der Regelung der Medienfreiheit im Rahmen der Verfassungsnachführung
zu unterschiedlichen Lösungen (Art. 14a Abs. 3). Die ständerätliche Kommission sprach
sich gegenüber der Bundesratsvariante für eine Abschwächung aus. Die Verfassung
solle das Redaktionsgeheimnis nicht ausdrücklich garantieren, sondern nur den Auftrag
enthalten, dessen Umfang auf Gesetzesstufe festzulegen. Die nationalrätliche
Kommission hielt hingegen an der verfassungsmässigen Garantie des
Redaktionsgeheimnisses fest. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.11.1997
EVA MÜLLER

Die neue Bundesverfassung wird die Meinungs- und Informationsfreiheit (Art. 16)
explizit aufführen – als das Recht umschrieben, Informationen frei zu empfangen, aus
allgemein zugänglichen Quellen zu beschaffen und zu verbreiten. Die Beschränkung des
Informationszuganges auf allgemein zugängliche Quellen bedeutet, dass es die
Bundesversammlung ablehnte, amtliche Akten grundsätzlich für öffentlich zu erklären.
In der grossen Kammer beantragte Nationalrat Jutzet (sp, FR) die Einführung des
Öffentlichkeitsprinzips in der Verwaltung. Der Antrag wurde aber als über eine
Nachführung der Verfassung hinausgehende Neuerung abgelehnt. Die in der
bestehenden Verfassung in Art. 55 verankerte Pressefreiheit wurde zur Medienfreiheit
(neu Art. 17) ausgedehnt, die auch Radio und Fernsehen sowie die neuen Medien
umfasst. Für die traditionellen elektronischen Medien dürfte dies praktisch wenig
ändern, da der heutige Radio- und Fernsehartikel (bisher Art. 55bis BV) fast wörtlich
übernommen wurde (neu Art. 93). Eine eigentliche Neuerung stellt die Gewährleistung
des Redaktionsgeheimnisses auf Verfassungsebene im neuen Art. 17 dar. Der Ständerat
hatte das Redaktionsgeheimnis nicht als unbeschränktes Grundrecht, sondern nur im
Rahmen einer auf Gesetzesstufe vorzunehmenden Regelung geltendes Recht
formuliert. Der Nationalrat konnte sich mit dieser Einschränkung nicht einverstanden
erklären und setzte sich in der Differenzbereinigung schliesslich durch. Bundesrat
Koller hatte hierbei darauf verwiesen, dass auch die Grundrechte nicht unbeschränkt
seien, sondern gemäss Art. 32 auf gesetzlichem Weg zur Wahrung des öffentlichen
Interesses oder der Grundrechte Dritter eingeschränkt werden können. 38

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.04.1998
ELISABETH EHRENSPERGER

Wegen Veröffentlichung amtlicher geheimer Verhandlungen holte die
Bundesanwaltschaft erneut zum Schlag gegen Medienschaffende aus. Ein
Strafverfahren lief gegen den “Sonntagszeitung”-Redaktor Martin Stoll aufgrund dessen
im April erschienenen Artikels über die Mossad-Affäre in Bern-Liebefeld. Im weiteren
sassen der Bundeshauskorrespondent vom "Tages Anzeiger", Bruno Vanoni, sowie Denis
Barrelet, Bundeshaus-Korrespondent bei “24 Heures“, Medienrechtsprofessor an der
Uni Fribourg und neuer Präsident der Unabhängigen Beschwerdeinstanz (UBI), auf der
Anklagebank. Die Bundesanwaltschaft untersuchte im Auftrag des EDA, wie vertrauliche
Diplomatenpapiere aus Washington im Juni 1997 den Weg auf die Schreibtische der
Journalisten und von dort an die Öffentlichkeit gefunden hatten. In den Papieren hatte
Botschafter Alfred Defago dem Bundesrat von allzu harschen Reaktionen auf den
Bericht von US-Unterstaatssekretär Stuart Eizenstat über die Rolle der Schweiz im
Zweiten Weltkrieg abgeraten. 39

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 08.11.1998
ELISABETH EHRENSPERGER
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Die Diskussion um die Anwendung des Bundesgesetzes gegen den unlauteren
Wettbewerb (UWG) auf Medien erreichte im Berichtsjahr ihren vorläufigen Höhepunkt
mit der Verurteilung der Schweiz durch den Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte wegen Verletzung der Meinungsfreiheit im “Mikrowellen”-Fall . Der
Ständerat lehnte im Dezember eine 1997 von der grossen Kammer überwiesene Motion
ab, die eine Revision des UWG unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte verlangt hatte. Die kleine Kammer
überwies aber ein Postulat seiner Rechtskommission mit gleichem Wortlaut. Hängig war
in diesem Zusammenhang auch eine parlamentarische Initiative Vollmer (sp, BE). Sie
verlangt in Form einer allgemeinen Anregung eine Änderung des UWG, um die
Einschränkung einer kritischen Medienberichterstattung und unabhängigen
Konsumenteninformation zu verhindern. In der Begründung seines Vorstosses
kritisierte Vollmer das “Kassensturz”-Urteil des Bundesgerichts. 40

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.12.1998
ELISABETH EHRENSPERGER

Neue Medien

Bundespolizei, Provider und betroffene Bundesämter setzten angesichts der
rechtlichen Unsicherheiten, die sich im Zusammenhang mit der Sperrung von
rassistischen und pornographischen Websites ergaben, eine Kontaktgruppe „Zugang
zu strafbaren Inhalten im Internet“ ein. Denn trotz dem 1998 in Kraft getretenen neuen
Medienstrafrecht standen noch zahlreiche Fragen offen. So sollte die Gruppe nach
Lösungen suchen zwischen einer generellen Sperrung gewisser Websites – was einer
staatlichen Vorzensur gleichkäme – und einem Delegieren der Überprüfung
entsprechender Sites an die Provider – was diesen strafrechtliche
Überprüfungssaufgaben auferlegen würde. Besonders umstritten war, ob Provider nur
für Websites verantwortlich sind, die auf ihren Servern abgespeichert werden, oder
auch für solche, zu denen sie nur den Zugang verschaffen. 41

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.11.1999
ELISABETH EHRENSPERGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die Bemühungen der CVP, der Partei ein attraktives Image zu verleihen und damit dem
Wählerschwund ein Ende zu setzen, mündeten unter anderem in die Erarbeitung von
verschiedenen Thesenpapieren, so beispielsweise zur Stellung der
Medienschaffenden; darin wurde eine Stärkung der Rechte der Journalisten, eine
offene behördliche Informationspraxis, aber auch eine Aufwertung der journalistischen
Ethik gefordert. Ebenso erarbeitete die Partei Berichte und ausführliche
Stellungnahmen zu den Bereichen Gentechnologie, neue Armut und Bildung. 42
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